Gewerkschaftliche Vertrauensleute sind in der Schweiz nicht geschützt.
Der Gewerkschaftsbund klagt bei der Uno
Der fehlende Kündigungsschutz für Arbeitnehmervertreter verletzt zwar internationales Recht. Gewerkschaftsfeindliche Kündigungen nehmen aber zu.
In der Schweiz gibt es keinen Kündigungsschutz für Personalvertreter und -vertreterinnen oder gewerkschaftliche Vertrauensleute. Unia-Geschäftsleitungsmitglied Vania Alleva stellt gar „eine Zunahme gewerkschaftsfeindlicher Kündigungen“ fest. In einem „Schwarzbuch missbräuchliche Kündigungen“ listet der Schweizerische Gewerkschaftsbund SGB konkrete Fälle auf: 
· Der Präsident der Personalvertretung der Musiker des Berner Symphonieorchesters wurde 2008 entlassen. Nach Verhandlungen musste ihn die Direktion wieder einstellen. Doch sie zwang ihn, zwei Jahre auf gewerkschaftliche Tätigkeit zu verzichten.
· Manor entliess die Genfer Unia-Präsidentin Marisa Pralong, weil sie sich in einer Zeitung kritisch zu längeren Ladenöffnungszeiten geäussert hatte.
· Die Präsidentin der Betriebskommission eines Chemieunternehmens informierte sich über die Rechtrnässigkeit von Massnahmen des Betriebs. Auch ihre Kündigung musste ihr Betrieb rückgängig machen. Doch zwang sie das Unternehmen, die Betriebskommission zu verlassen.
· Mit über 50 anderen Redaktoren entliess der „Tages-Anzeiger“ 2009 Daniel Suter. Er hätte als Personalkommissionspräsident die Verhandlungen über einen Sozialplan führen sollen. Das Arbeitsgericht stellte fest, das gehe nicht. Aber Ober- und Bundesgericht stiessen den Entscheid um.

Patrons blockieren.
Vertrauensleute können bei einer Entlassung nicht auf Wiedereinstellung klagen. Im Höchstfall droht dem Arbeitgeber eine Strafe von sechs Monatslöhnen. Damit verletzt die Schweiz internationales Recht. Die Internationale Arbeitsorganisation der Uno (ILO) hat die Schweiz auf Klage des SGB schon 2006 zum Handeln aufgefordert.
Deshalb wollte der Bundesrat Personalvertreter besser schützen: Eine Kündigung ist nur erlaubt, wenn sie explizit mit ihrer Person und ihrem Verhalten begründet wird. Die Entschädigung bei missbräuchlicher Kündigung soll auf bis zwölf Monatslöhne erhöht werden. Ein noch besserer Schutz der Personalvertreter in Gesamtarbeitsverträgen soll möglich sein. Doch die Vorlage liegt nach Störmanövern der Patrons auf Eis.
Nun will der SGB die Verletzung „grundlegender Rechte, die einen Rechtsstaat von Diktaturen unterscheiden“ (Präsident Paul Rechsteiner), gerichtlich beenden. Er hat die Klage bei der ILO reaktiviert. Der Schweiz droht eine formelle Verurteilung.
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